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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/6564 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 31. Oktober 1988 
zu dem Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung betreffend die Bekämpfung von Emissionen von 
Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden Flusses 


A. Problem 

Das Protokoll ergänzt das Übereinkommen vom 13. November 
1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
um eine Vereinbarung über die Bekämpfung von Emissionen von 
Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden Flusses. 

Die Vertragsparteien des Protokolls verpflichten sich völkerrecht- 
lich, ihre nationalen Stickstoffoxidemissionen oder deren grenz- 
überschreitenden Fluß bis 1994 auf dem Niveau von 1987 einzu- 
frieren. Daneben sind auf neue größere stationäre Quellen und auf 
neue mobüe Quellen nationale Emissionsnormen auf der Basis des 
Standes der Technik anzuwenden. Ferner besteht eine Verpflich- 
tung, bei bestehenden größeren stationären Quellen Maßnahmen 
zur Begrenzung der Verschmutzung einzuführen. Schließlich muß 
die Verfügbarkeit unverbleiten Kraftstoffes so bald wie möglich 
sichergestellt werden. 


B. Lösung 

Das Vertragsgesetz schafft die Voraussetzung für die Ratifizierung 
des Vertrages. 

Annahme des Gesetzentwurfs. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
11/6564 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1990 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Dr. Göhner 

Schmidbauer 

Stahl (Kempen) 

Brauer 

Vorsitzender 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Schmidbauer, Stahi (Kempen) und Brauer 


1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in 
der 201. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
14. März 1990 zur Beratung an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über- 
waesen. 

Der Bundesrat hatte in seiner 609. Sitzung am 
16. Februar 1990 Stellung genommen. 

2. Das Protokoll vom 31. Oktober 1988 ergänzt das 
Übereinkommen vom 13. November 1979 über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunrei- 
nigung. Diesem Übereinkommen haben die ge- 
setzgebenden Körperschaften der Bundesrepubük 
Deutschland zugestimmt (Gesetz vom 29. März 
1982, BGBl. II S. 373); es ist am 16. März 1983 in 
Kraft getreten. 

Die insgesamt 26 Vertragsparteien des Protokolls 
vom 31. Oktober 1988 verpflichten sich in Ausfül- 
lung von Artikel 2 des Übereinkommens von 1979 
völkerrechtlich zu Maßnahmen, die der „Bekämp- 
fung von Emissionen von Stickstoffoxiden oder ih- 
res grenzüberschreitenden Flusses" dienen. 

Das Protokoll enthält dazu folgende Kernpunkte: 

— Die gesamten nationalen Stickstoffoxidemissio- 
nen oder ihr grenzüberschreitender Fluß sind 
bis zum 31. Dezember 1994 auf dem Niveau von 
1987 einzufrieren. Die erstgenannte Alternative 
bezieht sich auf die mobilen und stationären 
Quellen im Gebiet der jeweihgen Vertragspar- 
tei; die zweite Alternative ist ledigüch für eine 
Vertragspartei von Belang, die über ein derart 
großes Territorium verfügt, daß in bestimmten 
Teilen gelegene Emissionsquellen keine grenz- 
überschreitenden Auswirkungen im Bereich 
der Wirtschaftskommission der Vereinten Na- 
tionen für Europa (ECE) haben. 

— Bei neuen größeren Anlagen (Kraftwerke, indu- 
strielle Feuerungen) und bei neuen mobilen 
Quellen (insbesondere Kraftfahrzeuge) sind na- 
tionale Emissionsgrenzwerte auf der Basis des 
Standes der Technik anzu wenden. 

— Bereits bestehende größere stationäre Anlagen 
sind durch Maßnahmen zur Begrenzung der 
Verschmutzung nachzurüsten. 

— Die Verfügbarkeit unverbleiten Kraftstoffes ist 
schnellstmöghch, spätestens aber zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Protokolls sicherzustel- 
len. 

Das Protokoll sieht vor, daß spätestens sechs Mo- 
nate nach seinem Inkrafttreten Verhandlungen 
über seine zweite Stufe aufzunehmen sind, die zu 
weiteren nachhaltigen Verpflichtungen zur Ver- 


minderung der Emissionen von Stickstoffoxiden 
führen sollen. 

Bereits im Vorgriff auf diese Ziele hat die Bundes - 
repubhk Deutschland mit weiteren 1 1 Staaten in 
einer gemeinsamen Erklärung vom 31. Oktober 
1988 die pohtische Verpflichtung übernommen, 
ihre jährlichen Stickstoffoxidemissionen bis 1998 
um mindestens 30 vom Hundert gegenüber dem 
Emissionsniveau eines Jahres zwischen 1980 und 
1986 zu reduzieren. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat den Gesetzentwurf in seiner 
79. Sitzung am 16. Mai 1990 beraten. 

Die Koalitionsfraktionen wiesen darauf hin, daß die 
Verpflichtungen des Protokolls in der Bundesrepu- 
bük Deutschland durch den Vollzug des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes — in .Verbindung mit 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung sowie der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) — , durch die Straßenverkehrs- Zulas- 
sungs-Ordnung, das Benzinbleigesetz und das Mi- 
neralölsteuergesetz bereits erfüllt werden. Im Be- 
reich der stationären Anlagen sei die Bundesrepu- 
bük Deutschland gegenüber aUen Unterzeichnern 
des Protokolls weit voraus; Reduzierungspotentiale 
bestünden aUerdings noch durch einen Energie- 
Switch, durch neue Technologien und durch eine 
stärkere Nutzung der Kernenergie. Gerade auf die- 
sem Sektor müsse ein Energiekonsens gefimden 
werden. 

Eine Betrachtung von Bundesrepubük Deutsch- 
land und DDR gemeinsam zeige Reduzierungspo- 
tentiale insbesondere im stationären Bereich. Im 
Bereich des Straßenverkehrs lägen diese Potentiale 
bei einer zu erwartenden starken Zunahme des 
Kraftfahrzeugbestandes in der Einführung des ge- 
regelten Katalysators, in der Reduzierung des spe- 
zifischen Kraftstoffverbrauchs und — soweit mög- 
üch — in der Verlagerung des Güterverkehrs von 
der Straße auf die Schiene imd in der Erweiterung 
des öffentüchen Personennahverkehrs. Da die 
Hälfte der Stickstoffoxidbelastungen in der Bun- 
desrepubük Deutschland aus QueUen stammen, 
die in benachbarten Staaten lägen, würden die von 
den übrigen Vertragsparteien des ProtokoUs vom 
31. Oktober 1988 vorzunehmenden Maßnahmen 
zu einer spürbaren Verbesserung der Umweltqua- 
ütät in der Bundesrepubük Deutschland beitra- 
gen. 

Es sei zu begrüßen, daß so viele Staaten Europas 
sich zu den Verpflichtungen des ProtokoUs be- 
kannt hätten. Positiv sei auch hervorzuheben, daß 
sich 12 Staaten in ihrer gemeinsamen Erklärung 
vom 31. Oktober 1988 zu dem ehrgeizigen Ziel 
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einer weiteren Verringerung der jährlichen Stick- 
stoffoxidemissionen politisch verpflichtet hätten. 

Für die Bundesrepublik Deutschland sehe die 
Perspektive dieser Erklärung für 1995 eine Re- 
duzierung von 40 vom Hundert der Emissionen 
vor. 

Die Fraktion der SPD verwies auf die Zunahme des 
Lastkraftwagenverkehrs und äußerte Skepsis, ob 
von daher die Ziele des Protokolls erreicht werden 
könnten. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN stimmte dem Gesetz- 
entwurf zu, damit sich die Bundesrepubhk 


Deutschland nach einer erfolgten Ratifizierung in- 
ternational verpflichtet fühle. 

Kritisch sei allerdings anzumerken, daß das Proto- 
koll eine Emissionsbelastung durch Stickstoffoxide 
aus der Landwirtschaft unerwähnt lasse und die 
gemeinsame Erklärung der 12 Staaten kein kon- 
kretes Basisjahr für die Emissionsverringerung 
nenne. Die gesteckten Ziele könnten zudem nur 
erreicht werden, wenn verkehrspolitische Maß- 
nahmen getroffen würden. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, dem Deut- 
schen Bundestag die Annahme des Gesetzentwur- 
fes zu empfehlen. 


Bonn, den 13. Juni 1990 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Schmidbauer Stahl (Kempen) Brauer 

Berichterstatter 
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